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Sachgebiet 951 


Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zum Übereinkommen Nr. 147 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 29. Oktober 1976 über Mindestnormen 
auf Handelsschiffen 
— Drucksachen 8/2898, 8/3252 — 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 479. Sitzung am 9. No- 
vember 1979 beschlossen, zu dem vom Deutschen 
Bundestag am 18. Oktober 1979 verabschiedeten 
Gesetz zu verlangen, daß der Vermittlungsaus- 
schuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes 
aus dem nachstehenden Grunde einberufen wird. 


Grund 

Zu Artikel 2 Nr. 2 Vertragsgesetz (§ 3 Abs. 2 nach 
Satz 1 Seeaufgabengesetz) 

In Artikel 2 Nr. 2 ist in § 3 Abs. 2 nach Satz 1 
folgender Satz einzufügen: 

„Im Bereich der seewärtigen Begrenzung des Kü- 
stenmeeres können innerhalb des Hoheitsgebietes 
der Bundesrepublik Deutschland Bundesgrenzschutz 
und Zollverwaltung schiffahrtspolizeiliche Vollzugs- 
aufgaben (§ 20 Abs. 1 Nr. 5) nur wahrnehmen, so- 
weit Polizeikräfte des Landes nicht erreichbar sind 
und das Einschreiten zur Beseitigung einer bereits 
eingetretenen Störung der Sicherheit oder Leichtig- 
keit des Schiffsverkehr oder zur Abwehr einer un- 
mittelbar bevorstehenden Gefahr erforderlich ist. 
Die zuständige Polizeidienststelle ist unverzüglich 
zu unterrichten." 

Begründung 

Bei den Vorberatungen zum Gesetz zwischen dem 
Bund und den Küstenländern haben die Vertreter 


der Bundesressorts erklärt, soweit die Vollzugs- 
organe des Bundes — Bundesgrenzschutz und Zoll- 
verwaltung — ermächtigt werden sollten, auch im 
Bereich der seewärtigen Begrenzung des Küsten- 
meeres täig zu werden, werde hierdurch die „Ver- 
einbarung über die schiffahrtspolizeilichen Voll- 
zugs auf gaben" nach § 20 Abs, 1 Nr. 5 Seeaufgaben- 
gesetz nicht berührt. Das bedeute, daß die Behörden 
der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes 
im Gebiet „bis zur Hoheitsgrenze" (vom Land her 
gesehen) nur zur Beseitigung einer bereits eingetre- 
tenen Störung der Sicherheit oder Leichtigkeit des 
Schiffsverkehrs oder zur Abwehr einer unmittel- 
bar bevorstehenden Gefahr tätig werden dürften, 
und zwar auch nur dann, wenn Polizeikräfte des 
Landes nicht erreichbar seien. 

Mit der verlangten Änderung wird die Ermächti- 
gung zum Erlaß von Rechtsverordnungen im Inter- 
esse der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit im 
Sinne des vorstehend Gesagten so begrenzt und prä- 
zisiert, daß Doppelzuständigkeiten des Bundesgrenz- 
schutzes und der Zollverwaltung einerseits und der 
Wasserschutzpolizeien der Küstenländer anderer- 
seits ausgeschlossen sind. 

Die von der Bundesregierung gegen diese Ände- 
rung in ihrer Stellungnahme im ersten Durchgang 
geltend gemachten Bedenken sind nicht begründet. 
Die Wahrnehmung der polizeilichen Aufgaben ist 
bei der vom Bundesrat vorgesehenen Regelung voll 
gesichert; sie ist wesentlich präziser und vermeidet 
Unklarheiten gerade in Zuständigkeitsfragen. 
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Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 9. November 1979. 
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